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Basel, 7. Januar 2005

Zirkulationsbeschluss des Regierungsrates

vom 7. Januar 2005  
Beschlussanträge zum PUK-Schlussbericht  9413
Die PUK hat am 20. Dezember ihren Schlussbericht abgegeben und darin folgende Beschlussanträge gestellt:

„Die Parlamentarische Untersuchungskommission beantragt dem Grossen Rat:

1. Den Bericht der Untersuchungskommission zur Kenntnis zu nehmen.

2. Mit der Zustimmung zum Bericht wird der Auftrag der Parlamentarischen Untersuchungskommission als abgeschlossen erklärt. Die besonderen Vollmachten einer PUK für die Finanzkommission sind somit erloschen.

3. Der Regierungsrat wird beauftragt die Unregelmässigkeiten im Bereich der kurzfristigen Transaktionen der FIWA strafrechtlich untersuchen zu lassen. Er erstattet auf den 30. Juni 2005 dem Grossen Rat einen Zwischenbericht über den Stand der Untersuchungen.

4. Die PKBS berichtet der Finanzkommission zu Handen des Grossen Rates per 30. September 2005 über die Überprüfung der Mandate der Revisionsgesellschaft sowie des Global Custodian.

5. Die Vermögensmandate der FIWA sind bis spätestens 31. Dezember 2005 niederzulegen. Die Finanzkommission ist über die organisatorischen Konsequenzen für die FIWA zu informieren.

6. Die Finanzkommission überwacht die Umsetzung der Empfehlungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission. Der Regierungsrat berichtet der Finanzkommission vierteljährlich über deren Stand.

7. Der Regierungsrat berichtet per 30. September 2005 der Finanzkommission zu Handen des Grossen Rates über die erlassenen Reglemente für die Vergabe von Vermögensverwaltungsmandaten an verwaltungsunabhängige Institute und für deren Überwachung.

8. Der Regierungsrat berichtet dem Grossen Rat per 31. Dezember 2005 umfassend über die Umsetzung. Aufgrund dieses Berichts wird der Grosse Rat auf Empfehlung der Finanzkommission über weitere Massnahmen beschliessen.“

Zu diesen Beschlussanträgen möchte der Regierungsrat hiermit Stellung nehmen. Er konnte sich dazu bisher nicht vernehmen lassen, da die Beschlussanträge von der PUK nachträglich, d.h. nach der im GOGR vorgeschriebenen
 Stellungnahme zum Schlussbericht, noch wesentlich erweitert und verändert wurden. Zudem konnten in der Zwischenzeit einige im PUK-Bericht offene Fragen bereits geklärt werden, was die Sachlage ändert.

1.   Ausgangslage

Im Hauptpunkt ihrer Untersuchung kam die PUK zum Schluss, dass die Entwicklungen des Wertschriftenvermögens der PKBS "im Wesentlichen die Entwicklung der Aktienbörsen widerspiegeln" und dass die Vermögensverluste, die Anlass zur Einsetzung der PUK waren, "nicht auf Unregelmässigkeiten oder unrechtmässige Handlungen der Organe der PKBS" zurückzuführen sind (PUK-Bericht, Schlussbeurteilung, Seite 188). Ebenso hielt die PUK fest, dass im Zeitraum 1996 – 2002 das inländische Aktienportfolio 7,1% pro Jahr rentierte, womit der SPI als repräsentative Benchmark um 2% übertroffen wurde; dies trotz der kritisierten Anlagen in Nebenwerten. Das ausländische Aktienportfolio rentierte 4,0%, womit der MSCI als repräsentative Benchmark um 1,8% übertroffen wurde (S. 70 und 178).

Die PUK hat in jenem Teil ihres Berichts, der sich mit einzelnen kritisierten Transaktionen befasst, zahlreiche Punkte aus Zeitgründen offen gelassen und weitere Untersuchungen verlangt. Diese wurden umgehend nach der Information durch die PUK und nach Rücksprache mit ihr an die Hand genommen und bei der KPMG Fides Peat Wirtschaftsprüfung in Auftrag gegeben, die intern wie extern auf den verschiedenen Fachgebieten das nötige Expertenwissen verfügbar hat. 

Der Schwerpunkt lag auf der Klärung offener Fragen betreffend den Sachverhalt sowie v.a. der daraus abgeleiteten Wertungen, bei denen wichtige Diskrepanzen mit der Bewertung durch die PUK bestanden. 

Unbestritten - auch seitens der FIWA - stellten namentlich die zwei Transaktionen einen groben Fehler in der Abwicklung dar, die den Depotwert des betreffenden Mandats um ein Mehrfaches überstiegen (Rimas AG/Swatch und Böhme/Novartis); letztere Transaktion war bereits Anfang 2002 von der Finanzkontrolle gerügt worden. Solche Fehler können korrigiert werden. Anerkannt ist auch, dass das Back-office nicht nur eine Weiterleitung der Titel auf das richtige Mandat, sondern ein formelles Storno hätte verlangen sollen. Die FIWA bedauert diese Fehler sehr.

Bestritten blieben hingegen namentlich folgende im Raum stehende Vorhalte: 

1. Kritik an Sammeltransaktionen und an Ware-House-Transaktionen

2. These, es habe eine klare Regel bestanden, IPOs proportional nach Depotwert zuzuteilen resp. zu zeichnen.

3. Kritik an der Praxis, auch bei Banken Geschäfte zu machen, bei denen für das betreffende Mandat kein Konto geführt wird.

4. These, die FIWA habe das PK-Konto „als Bank“ missbraucht. 

5. Unprofessionelles Vorgehen, unlautere Absichten oder gar Erwirken von persönlichen Vorteilen. 

6. Mangelnde Dokumentation von Transaktionen (namentlich Preisbildung bei Ware-house-Aufträgen).

2.
Erste Erkenntnisse aus den zusätzlichen Abklärungen 

Entsprechend wurde die KPMG u.a. damit beauftragt, über Regeln und Usanzen bei den betreffenden Geschäftsarten zu berichten, die Interessenlage (Motive für allfälliges unlauteres Vorgehen) näher zu untersuchen und eine Aussage für einen eventuellen Schaden der PK aus den untersuchten Transaktionen zu machen. 

Nach beträchtlichem Aufwand liegt  nun ein erster Berichtsteil vor, der die Finanzverwaltung in den wesentlichen Punkten entlastet
:  

Insbesondere kommt die KPMG in ihrem Bericht zum Schluss, dass zum fraglichen Zeitpunkt keine allgemein anerkannten Regeln bestanden, an denen die FIWA sich hätte orientieren können. Auch bei Emissionsbanken waren diverse Fragen der Zuteilung von IPO’s damals "ungelöst"; auf allen Ebenen bestand hier ein beträchtliches Ermessen. 

Drei konkrete weitere Vorwürfe der PUK entkräftet die KPMG klar:

· Der Vorwurf, die Bonität der PKBS sei für andere Mandate missbraucht worden, wird entkräftet, indem die KPMG zum Schluss kommt, dass die FIWA für die fraglichen Transaktionen nicht auf die Bonität der PKBS angewiesen war. Die Bonität und die Nachfragekraft des Kantons genügen, um solche Transaktionen zu tätigen. 

Auch grosse Transaktionen konnten bei verschiedenen Banken - auch bei der CS - nachweislich ohne Benutzung des PK-Kontos abgewickelt werden. Bei dem (kleinen) Teil der Geschäfte, die bei der CS über das PK-Konto statt über ein Durchlaufkonto abgewickelt wurden, dürfte es sich um ein Versehen bei der bankseitigen Abwicklung handeln, die die FIWA formell hätte stornieren lassen sollen.

· Die Annahme der PUK, die Gewinne aus kurzfristigen Transaktionen hätten der PKBS proportional zum verwalteten Vermögen zugewiesen werden müssen, wird von der KPMG widerlegt. Erstens bestanden damals keine allgemeingültigen Regeln für die Zuweisung von IPOs. Zweitens enthalten auch die heute geltenden Regeln keine Vorschrift, wonach die IPO-Zuweisung strikt nach der Grösse der verwalteten Vermögen vorzunehmen wäre.

· Sammelaufträge und Ware-House-Aufträge sind bei professioneller Vermögensverwaltung üblich, v.a. bei Grosskunden wie dem Kanton. 

Die KPMG hält daher fest, dass der PKBS aus den untersuchten Transaktionen kein wesentlicher Schaden entstanden ist. Der einzige Schaden besteht in Bankspesen im Umfang von Fr. 810.-, die irrtümlich der PKBS belastet wurden. Dieser Betrag wurde inzwischen von der CS zurückvergütet.

Die KPMG hält fest, dass  schon damals - zur Vermeidung späterer Vorwürfe - interne Regeln über die Zuweisung von IPOs ratsam gewesen wären. Dem ist zuzustimmen.

Es ist üblich, dass handschriftliche Belege und Telefonaufzeichnungen bei den Banken wie bei den Vermögensverwaltern nicht lange aufbewahrt werden. Aufbewahrt werden gesetzeskonform die Geschäftsabschlüsse, aber nicht alle Schritte, die dazu geführt haben. 

3. 
Weitere Untersuchungen
Noch nicht beendet ist die forensische Untersuchung, mit der gemäss dem Wunsch der PUK nach allfälligen unlauteren oder gar kriminellen Handlungen und den damit verbundenen Motiven gesucht werden sollte. Da hier auch Unterlagen von Dritten einzuholen und zu plausibilisieren sind, ist dazu etwas mehr Zeit nötig. Immerhin kann heute schon festgestellt werden, dass aus der näheren Betrachtung der Mandate nichts gefunden wurde, was ein Motiv darstellen könnte, mutwillig das eine oder andere Mandat zu schädigen oder aber rechtswidrig zu begünstigen. Die Resultate zu diesen Untersuchungen werden bis zur Grossratssitzung vom 19. Januar 2005 vorliegen.

4. 
Zu den Beschlussanträgen der PUK

Wie eingangs erwähnt, nimmt der Regierungsrat hier nachträglich zu den neuen Beschlussanträgen der PUK Stellung: 

1. Zu Ziff. 3

Mit dieser Beschlussziffer soll der Regierungsrat beauftragt werden, die kurzfristigen Transaktionen strafrechtlich untersuchen zu lassen. Der Regierungsrat hat bereits forensische Abklärungen machen lassen, deren Ergebnisse bis zur Grossratssitzung am 19. Januar 2005 vorliegen werden (vgl. oben Ziff. 1 am Ende). Damit ist diesem Antrag Rechnung getragen. 
Die Formulierung des PUK-Beschlusses meint nach unserer Interpretation nicht, dass der Regierungsrat eine Strafuntersuchung einleiten solle. Ein solcher Auftrag wäre schon wegen der geltenden Gewaltentrennung nicht möglich. Zudem wäre – wenn hinreichender  Tatverdacht bestände – schon die PUK zur Anzeige verpflichtet, die die breiteste Kenntnis der Sachverhalte hat (Anzeigepflicht der Behörde gem. § 99 Abs. 2 Strafprozessordnung
). Gemäss der Beurteilung des Regierungsrats besteht auch heute auf Grund der ihm bekannten Sachverhalte kein Anlass zu einer Strafanzeige. 

2. Zu Ziff. 4

Der Grosse Rat hat nicht die Kompetenz, der PKBS einen Auftrag zu erteilen. Er kann höchstens den Regierungsrat auffordern, im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf hinzuwirken, dass die PKBS im verlangten Sinne tätig wird, und dem Grossen Rat entsprechend Bericht zu erstatten. 

3. Zu Ziff. 5: 

Es wäre schwer, mit der geltenden Zuständigkeitsordnung zu vereinbaren, der Exekutive Aufträge im operativen Bereich zu erteilen. Der Regierungsrat kann aber aufgefordert werden, „zu prüfen und zu berichten“. Er wird dann die Vor- und Nachteile der verlangten „Auslagerung“ der heutigen FIWA-Aufgaben abwägen und entsprechend berichten.

Der Ausdruck „Vermögensmandate“ könnte nicht nur Aktien, sondern auch andere Anlagen wie namentlich Hypotheken und Obligationen sowie den Geldmarkt umfassen Diese wurden nicht kritisiert und stellen wertvolle Synergien mit der Schuldenverwaltung und der Tresorerie dar. Eine Auslagerung dieser Aufgaben wäre auch mit Nachteilen verbunden und muss sorgfältig geprüft werden. Der Regierungsrat wird hiezu aber ausführlich berichten. 

5.
Antrag

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragen wir dem Grossen Rat, vom vorliegenden Bericht Kenntnis zu nehmen und die PUK-Beschlüsse in modifizierter Formulierung wie folgt zu fassen: 

Ziff. 3: 
fällt weg

Ziff. 4: 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf hinzuwirken, dass die PKBS die Mandate der Revision sowie des Global Custodian überprüft. Der Regierungsrat berichtet der Finanzkommission zu Handen des Grossen Rates bis spätestens 30. September 2005.

Ziff. 5:
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Weiterführung der Vermögensverwaltungsmandate, namentlich die Kündigung der Aktienmandate der FIWA, per spätestens 31. Dezember 2005 zu prüfen und der Finanzkommission auch über die organisatorischen Konsequenzen zu berichten.

Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

Der Präsident 
Der Staatsschreiber

Jörg Schild
Dr. Robert Heuss
Grossratsbeschluss

betreffend 

Aufklärung der Vorkommnisse bei der Pensionskasse des Balser Staatspersonals sowie bei weiteren von der Finanzverwaltung verwalteten Fonds. 

(vom                      )

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission Nr. 9413 vom 17. Dezember 2004 und den Bericht des Regierungsrats, beschliesst: 

1. Vom Bericht der Untersuchungskommission wird  Kenntnis genommen.

2. Die Parlamentarische Untersuchungskommission wird somit aufgelöst.

3. Der Regierungsrat wird aufgefordert, im Rahmen seiner Möglichkeiten darauf hinzuwirken,dass die PKBS die Mandate der Revision sowie des Global Custodian überprüft. Der Regierungsrat berichtet der Finanzkommission zu Handen des Grossen Rates bis spätestens 30. September 2005.

4. Der Regierungsrat wird beauftragt, die Weiterführung der Vermögensverwaltungsmandate, namentlich die Kündigung der Aktienmandate der FIWA, per spätestens 31. Dezember 2005 zu prüfen und der Finanzkommission auch über die organisatorischen Konsequenzen zu berichten.

5. Der Regierungsrat berichtet der Finanzkommission vierteljährlich über die Fortschritte bei der Umsetzung der Empfehlungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission.

6. Der Regierungsrat wird beauftragt, per 30. September 2005 der Finanzkommission zu Handen des Grossen Rates über die erlassenen Reglemente für die Vergabe von Vermögensverwaltungsmandaten an verwaltungsunabhängige Institute und für deren Überwachung zu berichten.

7. Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Grossen Rat auf 31. Dezember 2005 umfassend über die Umsetzung der Empfehlungen der Parlamentarischen Untersuchungskommission zu berichten.


Dieser Beschluss ist zu publizieren

� 	§ 52a Abs. 5 des Organisationsreglements des Grossen Rates: „...Die parlamentarische Untersuchungskommission unterbreitet ihren Schlussbericht den Betroffenen zur mündlichen und schriftlichen Stellungnahme. Diese Stellungnahme bildet Bestandteil des Schlussberichtes...“





� 	Der KPMG Bericht zur Sachverhaltsabklärung bezüglich getätigter Wertschriftengeschäfte wurde der PUK und den Fraktionen zugestellt. Er kann auch von weiteren Interessierten bezogen werden.


� 	2 Personen, die in der Stellung als Mitglieder von Behörden oder als Bedienstete des Kantons oder einer Gemeinde Kenntnis von Verbrechen und Vergehen erhalten, haben diese anzuzeigen.
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